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KOMMENTAR 22.02.2016 | Thanos Dokos

Keine Zäune
Fünf Vorschläge zur Bewältigung der europäischen
Flüchtlingskrise.

Die Flüchtlingspolitik von Bundeskanzlerin Angela Merkel stößt auf
Schwierigkeiten bei der Umsetzung, obwohl sie in die richtige Richtung
weist und auf guten Vorsätzen beruht. Die Hürden sind zum einen die
schiere Zahl der Flüchtlinge und Migranten, zum anderen die
Terroranschläge vom November 2015 in Paris und die Ereignisse der
Silvesternacht 2015/2016 in Köln und anderen deutschen Städten.
Besonders stark sind die Widerstände gegen Merkels Flüchtlingspolitik
in einigen Ländern Osteuropas, deren Eliten zu vergessen haben
scheinen, dass die Grenzen Westeuropas für sie weder 1956 noch 1968
geschlossen wurden. Es ist interessant, dass mit Ausnahme Österreichs
vor allem jene eine harte Haltung an den Tag legen, die bislang fast keine
Flüchtlinge aufgenommen haben.

Über Griechenland hingegen schwebt das Damoklesschwert des
Ausschlusses aus dem Schengen-Raum. Zudem droht eine maßgebliche
Zahl von Migranten im Land eingeschlossen zu werden, sollte die übrige
Europäische Union sich dazu entschließen, die Grenzen zwischen
Griechenland und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien
zu schließen. Sicherlich wäre eine solche Entscheidung in vielerlei
Hinsicht ungerecht und würde kaum zu einer besseren Handhabung der
europäischen Flüchtlingskrise beitragen. Aber in vielen europäischen
Ländern herrscht gegenwärtig der Wunsch vor, die Verantwortung
abzuschieben und Zäune zu errichten. Unbestritten ist, dass von Seiten
der griechischen Regierung Versäumnisse und Defizite vorliegen: erstens
aufgrund der hohen Zahl ankommender Flüchtlinge sowie des Mangels
an Ausrüstung und Personal; zweitens aufgrund der Wirtschaftskrise des
Landes und der mangelhaften öffentlichen Verwaltung. Es besteht
allerdings auch ein begründetes Misstrauen auf griechischer Seite,
angesichts der Tatsache, dass von den in der EU im Herbst 2015
vereinbarten 160 000 Flüchtlingen bis heute gerade einmal etwa 583
umgesiedelt wurden, das entspricht circa 0,36 Prozent.

In vielen europäischen Doch gegenseitige Anschuldigungen lösen das
Problem nicht. Unser vorrangiges Ziel in der
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Ländern herrscht
gegenwärtig der Wunsch
vor, die Verantwortung
abzuschieben und Zäune
zu errichten.

EU muss sein, ausgearbeitete und realistische
Vorschläge zu präsentieren. Unsere
Maßnahmen sollten dabei folgende drei Ziele
haben: Erstens die Kontrolle der
Migrationsströme und die Erhaltung des
Schengen-Raumes, ohne dass es nötig ist,
irgendeinen Mitgliedstaat zu opfern. Zweitens
die Bekämpfung des dschihadistischen
Terrorismus und der Radikalisierung innerhalb
unserer Gesellschaften. Drittens Europas
ethische Verpflichtung, einer bedeutenden Zahl
von Flüchtlingen Asyl zu gewähren. Der
unbegrenzte Zugang von Arbeitsmigranten zu
diesem Recht ist allerdings keine realistische
Option, da auch die Aufnahmekapazität der EU
begrenzt ist. Was können wir in der EU also auf
dieser Grundlage tun?

Erstens: Griechenland muss so schnell wie möglich seine Verpflichtungen
bezüglich der Registrierung aller ankommenden Menschen erfüllen (dazu
braucht es jedoch sofort und konkret Hilfe bei Personal, Ausrüstung und
Mitteln). Gleichzeitig muss allen bewusst sein, dass die Migrationsströme
über Seegrenzen nur begrenzt werden können, wenn das Nachbarland
vollständig kooperiert oder wenn Gewalt eingesetzt wird
(Zurückdrängen). Das Zurückdrängen auf See ist jedoch illegal und
unmenschlich und würde die Zahl der Todesopfer drastisch erhöhen. Die
Türkei will, aus offensichtlichen und teils nachvollziehbaren Gründen,
ihre Küste nicht kontrollieren. Denn zum einen kann sie die
Flüchtlingskrise verwenden, um auf anderen Gebieten Vorteile
auszuhandeln, und zum anderen schultert sie bereits eine gewaltige Bürde
in dieser Krise – die Verlagerung dieser Last ist daher höchst
willkommen. Es ist auch keine Option, Griechenland in eine Art
Gefängnis für hunderttausende illegaler Migrantinnen und Migranten zu
verwandeln – in einer Zeit, in der das Land weder Arbeitsplätze noch ein
Minimum an sozialer Fürsorge bietet. Nicht zuletzt zeigt auch die
bisherige Erfahrung, dass die Schließung der Landesgrenzen zur
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien nicht wirklich die
gewünschten Ergebnisse zeitigen kann. Verzweifelte Menschen werden
weiterhin versuchen, die Grenzen zu überqueren, dann jedoch in
bergigen und unwegsamen Regionen, während die hohen Gewinnmargen
die Schlepper dazu anregen werden, neue Migrationsrouten zu
erschließen.

Es ist keine Option,
Griechenland in eine Art

Zweitens: Eine diplomatische Lösung in Syrien
unter Einbeziehung Russlands und des Irans hat
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Gefängnis für
hunderttausende illegaler
Migrantinnen und
Migranten zu verwandeln
– in einer Zeit, in der das
Land weder Arbeitsplätze
noch ein Minimum an
sozialer Fürsorge bietet.

hohe Priorität. Bis dahin müssen wir Jordanien,
den Libanon und die Türkei substanziell
unterstützen. Zugang zu Arbeitsmarkt und
Bildungssystem in diesen Ländern ist
ausschlaggebend, ob Flüchtlinge sich dort zum
Bleiben entscheiden oder nach Europa
aufbrechen. Ebenso klar ist, dass wir den Druck
auf die Herkunftsländer erhöhen müssen, so
dass sie Rückführungen in höherem Maße
zustimmen. Dies ist jedoch keine einfache
Aufgabe.

Drittens: Die Durchlässigkeit des griechischen Korridors muss durch
verschiedene „Filter“ verringert werden. Die Kooperation mit der
Türkei, die bislang nicht stattfindet, ist dabei eine notwendige
Voraussetzung. Doch Ankara braucht Anreize dafür. Die schrittweise
Aufhebung der Visumpflicht für türkische Bürger wird keine
massenhaften Bewegungen in Richtung Europa auslösen. Allerdings kann
sie, verbunden mit ökonomischer Unterstützung, die Türkei darin
bestärken, die Schlepperbanden zu bekämpfen und auch die
Visumpflicht für Marokkaner und andere Nationalitäten wieder
einzuführen. Die Vereinbarung über die Rückführung von Migranten
muss umgesetzt und auf türkischem Boden müssen Aufnahmezentren
geschaffen werden – verbunden mit der Möglichkeit der direkten
Umsiedlung in EU-Länder.

Viertens: Der Aufbau einer europäischen Küstenwache kann eine
wichtige Rolle im Umgang mit den sicherheitspolitischen Risiken
spielen. Voraussetzung dafür wären erweiterte Befugnisse und eine
bessere Kooperation mit Diensten der inneren und äußeren Sicherheit
innerhalb Europas und in den südlichen Anrainern des Mittelmeers.
Denn die Erwartungen an die NATO und ihre Fähigkeit, die
Migrationsströme aus der Türkei zu begrenzen, sollten nicht zu hoch
sein. Im Gegensatz zum zweiten großen Migrationskorridor zwischen
Libyen und Italien, wo die Schlepper aufgrund der Entfernungen
gezwungen sind, größere Schiffe zu verwenden, erlauben die geringeren
Entfernungen zwischen der Türkei und einigen griechischen Inseln in
der Ägäis die Nutzung kleiner Schlauchboote. Diese werden von den
Schlepperbanden stets überfüllt, so dass die Passagiere großer Gefahr
ausgesetzt sind. Selbst wenn die NATO-Schiffe diese Boote identifizieren
können, bleibt die Frage, wie sie – einmal auf dem Wasser – gezwungen
werden können, an ihren Ausgangspunkt zurückzukehren, ohne Gewalt
anzuwenden. Der einzig greifbare Beitrag, den die NATO zu leisten
imstande ist, wäre es, die Türkei dazu zu „zwingen“, das Auslaufen der
Boote an ihrer Küste zu begrenzen.
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Fünftens: Die EU braucht eine funktionierende Integrationspolitik. Die
Schwierigkeiten bestehen doch darin, dass ein Teil der Flüchtlinge nicht
bereit oder nicht in der Lage ist, sich in unsere Gesellschaften zu
integrieren. Ein Ende des Krieges in Syrien würde zwar die Zahl der
Asylsuchenden stark verringern, die Migrationsströme aufgrund
wirtschaftlicher Not, Umweltzerstörung oder Gefährdung der Sicherheit
bleiben jedoch eine wesentliche und möglicherweise existenzielle
Herausforderung für Europa.
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JochenL schrieb am 23.02.2016

Sehr geehrter Herr Dokos,

Sie schreiben

"Die Türkei will, aus offensichtlichen und teils
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nachvollziehbaren Gründen, ihre Küste nicht
kontrollieren."

Dazu zwei Fragen:

a) sie tut dies nicht mehr seit Anfang August. Vorher hat
die Türkei es wollen und getan. Was hat sich da
geändert? Ich vermute, es hat vorher Gespräche mit der
EU gegeben – wissen Sie etwas über den Hintergrund
dieses Positionswechsels?

b) Die Türkei ist unser NATO-Partner. Europas
Sicherheit so zu beeinträchtigen, ist schon ein Verstoß
gegen Geist und Wortlaut der Allianzpartnerschaft. So
ganz ist ihr Anfang August plötzlich verloren gegangener
Wille deswegen nicht zu akzeptieren.

MJH schrieb am 23.02.2016

Sehr geehrter Herr Dokos,
was sagt der Kapitän eines sinkenden Schiffes?
Frauen und Kinder zuerst!
Die direkt am Ort des Geschehens abholen, wie Sie
bereits angemerkt haben, zusammen mit Kranken und
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Verletzten. Das könnte die Schlepperbanden zumindest
langsam austrocknen und die Unterbringung planbarer
machen.Und ein Zeichen an die Starken, das die
Schwachen gleiche Rechte haben.
Die, die sich auf dem Weg befinden, müssen sich in dem
Staat, in dem sie sich befinden, registrieren lassen und
dort bleiben. Wer keine Registrierung hat, muss gehen.
Das gleiche gilt für die nicht registrierten hier:
Nach einem bundesweiten Aufruf müssen Die nach einer
3-monatigen Frist zu Registration gehen, die bis dahin
noch nicht registriert sind. Vielleicht naiv, vielleicht aber
auch ein Weg.

Heinrich Triebstein schrieb am 23.02.2016

Der Gründer des US-amerikanischen Think Tanks
"Stratfor", George Friedman, sagt: "Das Hauptinteresse
der USA, für das wir immer wieder Krieg geführt haben,
... waren die Beziehungen zwischen Russland und
Deutschland. Weil vereint, sind sie die einzige Macht, die
uns bedrohen kann. Unser Hauptinteresse besteht darin,
dass dieser Fall nicht eintritt."
Polen, Slowakei, Tschechien, Ungarn - das "Neue
Europa", das mit in den Irak-Krieg zog - verweigern sich
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jetzt einer gemeinsamen Lösung der Flüchtlingsfrage. Die
Bomben auf Libyen und Syrien setzten sie "Produktion"
von Flüchtlingen fort. Warum sollte der ambitionierte
Machtzyniker Erdogan nicht mitmischen bei der
weiteren Destabilisierung des europäischen
Exportmeisters? Es ist Zeit zu begreifen: Paranoiker
gehören nicht an die Macht.

GM-Rational Solutions schrieb am 24.02.2016

Besten Dank fuer Ihren interessanten Beitrag. Sie listen
fuenf rationale Moeglichkeiten, die Probleme zu loesen.
Leider ist die EU sehr uneinig ueber den Umgang mit
dem Asylantenstrom und einige EU Mitglieder vertreten
wirklich diametral entgegensetzte Standpunkte.
Deutschland kann wirklich stolz auf Angela Merkel sein,
die prinzipielle Fuehrungsqualitaeten zeigt. Ich bin
wirklich gespannt, wie Europa dieses Problem
schlussendlich angehen will.

Es waere nicht schlecht, wenn einige EU Politiker sich
mit dem Thema Konfliktresolution befassen wurden.
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Heinz Schneider schrieb am 24.02.2016

"Werte? Ich plädiere für eine Kultur der gemeinsamen
Verantwortung!" Dieser Leserbrief zum letzten Beitrag
von Martin Schulz ist für mich schon jetzt der Leserbrief
des Jahres, weil er ohne jede Umschweife auf den Punkt
bringt woran es in Europa heute fehlt. Thasos Dokos
deutet im letzten Absatz an, worum es geht - und das
Foto zeigt drastisch, dass die armselige Antwort Europas
bisher in eisernen Vorhängen besteht. Um 3 Milliarden
Köpfe wird die Menschheit bis 2050 wachsen, ein Drittel
davon in Afrika, fast ebenso viele im Nahen Osten,
Indien, Bagladesh und Pakistan. Also vor der
europäischen Haustür. Keine Mauer löst uns das
Problem, sondern nur wirtschaftliche Kooperation.
Europa mit Russland, Indien und China sind die starken
Partner, die den Epochenwechsel einleiten könnten.

Zum Seitenanfang


